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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vereinfachung der Verwaltung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
12. April 1956 

- Drucksachen 2220, 1383 (neu) - 


Hiermit lege ich den vom Unterausschuß „Vereinfachung der Ver- 
waltung” vorgelegten Ersten Bericht vor mit der Bitte, ihn den 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages in der Form einer Bundes- 
tagsdrucksache zu gehen zu lassen. Der Bericht erfolgt auf Grund 
des Beschlusses des Deutschen Bundestages in der 1 39. Sitzung am 
12. April 1956 über den Antrag des Ausschusses für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung im Mündlichen Bericht - Drucksache 
2220 


Maier (Freiburg) 
Vorsitzender 


Drude: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Deutscher Bundestag 3 

Unterausschuß „Vereinfachung 
der Verwaltung” 

2108 F - 1491 


Abschrift 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 


Hiermit wird der vom Unterausschuß „Vereinfachung der Ver- 
waltung” gefertigte Bericht übersandt mit der Bitte, diesen Bericht 
nach dem Beschluß des Deutschen Bundestages in der 139. Sitzung 
am 12. April 1956 über den Antrag des Ausschusses für Ange- 
legenheiten der inneren Verwaltung im Mündlichen Bericht - Druck- 
sache 2220 - den Mitgliedern des Bundestages als Drucksache vor- 
legen zu lassen. 


gez. Dr. Conring 
Vorsitzender 


gez. Ritzel 
Stellv. Vorsitzender 



Bericht 


des Unterausschusses des Bundstages „Vereinfachung 
der Verwaltung” 
über seine Tätigkeit 

(Nr. 4 des Beschlusses des Bundestages vom 12. April 1956) 


In seiner 139. Sitzung am 12. April 1956 beschloß der Deutsche 
Bundestag gemäß dem Mündlichen Bericht des Ausschusses für An- 
gelegenheiten der inneren Verwaltung über den Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU betr. Vereinfachung der Verwaltung - Drucksachen 
2220, 1383 (neu) - folgendes: 

1. Um zu einer durchgreifenden und möglichst schnellen Verwal- 
tungsvereinfachung zu kommen, wird aus den hierfür eingesetzten 
3 Bundestagsausschüssen, nämlich dem Aussdiuß für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung federführend, dem Ausschuß für 
Kommunalpolitik und dem Haushaltsausschuß mitberatend, ein 
Unterausschuß, bestehend aus 1 1 Mitgliedern, in dem die Fraktionen 
im Verhältnis 5 : 3 : 1 : 1 : 1 vertreten sind, bestellt, 

2. Im Benehmen mit dem Unterausschuß beruft die Bundesregierung 
eine Sachverständigenkommission bis zu 15 Mitgliedern. Die Mit- 
glieder sollen so gewählt werden, daß sie in ihrer Person auch 
die Belange der Länder, Kommunen und Kommunalvcrbände 
wahrnchmen. Es können auch Vertreter der Wirtscliaft, ihrer Ver- 
bände oder der Institutionen, die auf dem Gebiet der Verwaltungs- 
vereinfachung besondere Sachkenntnis erworben haben, berufen 
werden. Die Kommission hat das Recht, weitere Sachverständige 
zu hören, Unterkommissionen zu bilden und vor allem den 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung um 
seinen Rat zu bitten. 

3. Der Unterausschuß tritt von Zeit zu Zeit zu gemeinsamen Sit- 
zungen mit der Sachverständigenkommission zusammen, wobei 
er deren Berichte entgegennimmt und Themen für die weitere 
Arbeit stellt. 

,4. Dem Bundestag ist über den Unterausschuß erstmalig zum 
31. Dezember 1956 Bericht zu erstatten. 

Der Unterausschuß „Vereinfachung der Verwaltung” trat zu seiner 
Konstituierung am 14. September 1956 zusammen. Er wählte ein- 
stimmig zu seinem Vorsitzenden den Abgeordneten Dr. Conring 
(CDU/CSU) und zu seinem stellvertretenden Vorsitzenden den Ab- 
geordneten Ritzel (SPD). In den anschließenden vier weiteren Sit- 
zungen wurden behandelt: Die Bildung der Sach verständigenkömmis- 
sion, die Themenstellung, die Arbeitsmethode sowie eine Reihe von 
Anträgen der Abgeordneten Dr. Bergmeyer, Dr. Conring, Hübner, 
Kühn (Bonn), Maier (Freiburg), Ritzel, Scheuten. Der Unterausschuß 
war sich von vornherein klar darüber, daß die ihm aufgetragene 
Arbeit sich nicht in einem kurzen Zeitraum werde erledigen lassen, 
daß sie vielmehr über die Legislaturperiode hinaus fortgesetzt werden 
müsse, um praktische Ergebnisse zu erzielen. 
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Im Benehmen mit dem Unterausschuß wurden vom Herrn Bundes- 
minister des Innern folgende Mitglieder der Sachverständigen- 
kommission berufen : 

Staatssekretär i. W. Dr. Busch 
Staatssekretär a. D. Dr. Danckwerts 
Ministerialdirektor a. D. Ehrensberge r 
Ministerialdirigent Dr. Fenehcrg 
Landrat v. d. Groeben 

Oberbürgermeister a. D. Professor Dr. Dr. h. c. Heimerich 

Oberbürgermeister a. D. Rechtsanv/alr. W. Henrichs, MdL 

Oberfinanzpräsident a. D. Dr. Jacobsen 

Professor Dr. Peters 

Generaldirektor Sperl 

Ministeri.ilrat Dr. Thierfeldcr 

Professor Dr. Ule 

Ministerialdirektor a. D. Dr. Vollert. 

Inzwischen ist Staatssekretär Dr. Busch wegen seiner Berufung zum 
Staatssekretär im Buridesmlnisterium lür Arbeit awsgcschieden. Die 
Höchstzahl von 15 Mitgl'edern wurde noch nicht ausgeschöpft, da 
zunächst Erfalirungen darüber gesammelt werden sollten, in welcher 
Richtung sich eine Ergänzung notwendig erweisen werde. 

Die Sachverständigenkommission trat zu einer ersten Sitzung am 
H. Dezember 1956 zusammen. An dieser Sitzung, nahm auch der 
Präsident des Bundesrechnungshofs und Beauftragte für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung teil. Vollsirzungen hat die Kommission 
am 1 8. /19. Januar 1957, am 22. /23. Februar 1957 und am 26. April 
1957 abgehalten. Diesen Sitzungen wohnten Vertreter des Bundes- 
ratsunterausschusses „Vereinfachung der Verwaltung” und des 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftiidikeit m der Verwaltung bei; 
an zwei Sitzungen nahmen außerdem zwei Vertreter des Ausschusses 
für wirtschaftliche Verwaltung (AWV), Frankfurt: (Main), sowie ein 
Vertreter der Kommunalen Gemeinschaftssteüe für Verwaltungsver- 
einfachung, Köln, teil. 

Die Sitzungen der Sacliverständlgenkommission standen zunächst 
unter Leitung von Oberbürgermeister a. D. Professor Dr. Heimerich 
als ältestem Mitglied der Kommission. In der Sitzung am 26. April 
1957 wurde Staatssekretär a. D. Dr. Danckwerts einstimmig zum 
Vorsitzenden der Sachverständigenkommission gewählt. 

Die Sachverständigenkommission beschloß, je eine Unterkoinmission 
einzusetzen 

a) für die Bearbeitung der von den Bundesressorts gemachten Vor- 
schläge zur Verwalrungsvereinfachung einschließlich der Frage 
der Zuständigkeitsüberschneidungen zwischen den Bundesressorts, 

b) für die Vertiefung der Fragen des Verwaltungsaufbaus, des Ver- 
waltungsvcrfahrens und der Verwaliungsgerichtsbarkeit. 

Es ist beabsichtigt, das Arbeitsgebiet der Kommission weiter auf- 
zugliedern und Teilgebiete in Unterkommissionen behandeln zu 
lassen. 
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Zur Arbeitsmethodik hat die Sachverständigenkommission ihrer 
Auffassung dahingehend Ausdruck gegeben, daß sich eine wirklich 
durchgreifende Verwaltungs Vereinfachung nur aus einer Gesamt- 
würdigung des vorhandenen Zustands im Vergleich mit dem 
wünschenswerten Zustand der Verwaltung auf allen ihren Stufen 
erreichen läßt, ein solcher Generalplan aber nur das Ergebnis um- 
fassender Untersuchungen und Erörterungen sein kann, für die ein 
längerer Zeitraum vorgesehen werden muß, da notwendige und 
mögliche Vereinfachungen in systematischen Untersuchungen erar- 
beitet und dabei die an anderen Stellen gveleisteten Arbeiten ver- 
wertet werden müssen. Demzufolge hat die Sachverständigen- 
kommission in Aussicht genommen, im Rahmen ihres allgemeinen 
Auftrags die Aufgaben im einzelnen und die Reihenfolge und 
Methoden ihrer Bearbeitung im Rahmen des Bundestagsbeschlusses vom 
12. April 1956 (Nr. 3) selbst zu bestimmen. Das schließt ein, daß 
Wünsche des Bundestagsunterausschusses auf vordringliche Behand- 
lung von Einzelfragen berücksiditigt werden. Um aber die Arbeiten 
der Sachverständigenkommission an dem Gcneralplan möglichst 
wenig zu beeinträchtigen, ist mit dem Bundestagsunterausschuß das 
Einvernehmen darüber hergestellt, das es dem Bundesinnenministe- 
rium bei Sofortaufträgen überlassen bleiben soll, ob es diese Auf- 
träge an die Sachverständigenkommission weitergibt oder für ihre 
anderweitige Erledigung, etwa durch Behandlung im Interministeri- 
ellen Ausschuß für Organisationsfragen, sorgen will. 

Eine Übersicht über die Themenvorschläge allgemeiner Art liegt 
diesem Bericht als Anlage 1 b:i. Daneben liegt eine Reihe von 
Einzelthcmen vor, deren Bearbeitung in dem Einvernehmen mit dem 
Bundestagsausschuß in Gang gesetzt ist. 

Ein praktischer Erfolg der Arbeiten des Unterausschusses des Bun- 
destages und der Sachverständigenkommission kann natürlich nur 
dann erzielt werden, wenn eine sehr enge Zusammenarbeit und eine 
sorgfältige Arbeitsteilung mit den bisher schon auf diesem Arbeits- 
gebiet tätigen Behörden und Dienststellen verwirklicht wird. Eine 
Parallell- oder eine Doppelarbeit würde dem Sinn des Auftrags, 
den die Sachverständigenkommission nach dem Beschluß des Bundes- 
tages erhalten hat, nicht gerecht. Der Unterausschuß des Bundestages 
konnte sich in seiner letzten Sitzung erfreulicherweise davon über- 
zeugen, daß dies auch die einmütige Auffassung der beteiligten Be- 
hörden und Dienststellen ist. Der Bundestagsausschuß wird über die 
Ergebnisse der Sachverständigenkommission in kürzeren Zeitabstän- 
den unterrichtet werden. 

In diesem Zusammenhang sei insbesondere noch auf folgendes hin- 
gewiesen : Der Bundesrechnungshof hat bekanntlich die gesamte 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Bundesorgane und Bundes- 
verwaltungen zu überwachen (§§ 2 und 4 des Gesetzes über die 
Errichtung und über die Aufgaben des Bundesrechnungshofs vom 
27. November 1950 in Verbindung mit den Vorschriften der Reichs- 
haushaltsordnung). Der Bundesrechnungshof überprüft danach auch 
die Verwaltung auf ihre Wirtschaftlichkeit. Die Rechnungsprüfung 
führt dabei zu wichtigen Erkenntnissen, welche die Vereinfachung 
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der Verwaltung betreffen. Der Präsident des Bundesrechnungshofs 
hat darüber hinaus als „Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung” besonders die Fragenkreise zu untersuchen, welche 
in den „Richtlinien über die Aufgaben und die Tätigkeit des Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung” festgelegt 
sind. Darunter fallen vor allem auch die Organisations- und Wirt- 
schaftlidikeitsprüfungen bei den Bundesbehörden und ihren Ein- 
richtungen. Eine Übersicht über die seit 1950 erstatteten gutacht- 
lichen Äußerungen liegt diesem Bericht als Anlage 2 bei. Ein Ein- 
blick in die hier geleistete weit verzweigte Arbeit läßt deutlich 
werden, daß zwischen dem Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung und der Sachverständigenkommission in ganz 
besonderem Maße eine Arbeitsabstimmung nötig ist und realisiert 
werden muß, damit das erreicht wird, was dem Bundestag bei seiner 
Beschlußfassung am 12. April 1956 als Ziel vorschwebte. 

Es ist erfreulich, daß der 2. Bundestag von sich aus zusätzliche 
Arbeiten zur Vereinfachung der Verwaltung in Gang gesetzt und 
damit die große Bedeutung dieser Aufgabe unterstrichen hat. Es 
wird viel davon abhängen, ob es dem 3. Bundestag gelingen wird, 
zu konkreten in die Praxis übertragbaren Vereinfachungen der Ver- 
waltung zu kommen. Denn wenn auch die Verwaltungsvereinfadiung 
in erster Linie eine Daueraufgabe der Verwaltung jeder Stufe sein 
und bleiben muß, so ist es gleichwohl von erheblicher Bedeutung, 
wenn auch das Parlament diesem dringenden Anliegen im großen 
durch Vorschläge und Kritik, durch Beobachtung des Fo r t sch reiten s 
der Arbeiten, durch Herbeiführung konkreter Arbeitsergebnisse und 
durch Hilfsscellungcn im politischen und nötigenfalls im legislativen 
Raum sein Interesse und seine praktische Unterstützung zuteil wer- 
den läßt. Der Unterausschuß des 2. Bundestages mußte sich in der 
Hauptsache auf einleitende und vorbereitende Schritte beschränken, 
da der ihm verbleibende Zeitraum nicht groß genug war, um 
wesentliche konkrete Ergebnisse zu erreichen. Es bleibt Aufgabe des 

з. Bundestages, das Ziel „einer durchgreifenden und möglichst 
schnellen Verwaltungsvereinfachung” (Nr. 1 des Bundestagsbesclilusses 
vom 12. April 1956) zu erreichen oder zumindest diesem Ziel we- 
sentlich näher zu kommen. Aus den obigen Ausführungen dürfte 

и. a. auch ersichtlich sein, aus weldien Gründen dieser Bericht nicht 
schon zum 31. Dezember 1956, sondern erst jetzt erstattet werden 
konnte. 


Bonn, den 1. Juli 1957 


Der Unterausscliuß des Bundestages 
„Vereinfachung der Verwaltung” 

Dr. Conring Ritzel 

Vorsitzender Stellv. Vorsitzender 
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Anlage 1 


Themenvorsdhiäge zur Vereinfachung der Verwaltung 


1. Organisation der Bundesverwaltung unter dem Gesichtspunkt 
des höchstmöglichen Wirkungsgrades und der Vermeidung von 
Überschneidungen. 

2. Art der Zusammenarbeit von Bundesbehörden, insbesondere der 
Bundesministerien, bei Fragen, die mehrere Ministerien an gehen. 

3. Arbeitsmethoden und Zuständigkeitsregclungrn in den einzelnen 
Ministerien. 

4. Möglichkeiten der Zentralisierung von Aufgaben, die sich in 
allen oder mehreren Ministerien gleichmäßig ergeben, als etwa 
Gehaltszahlungen usw. 

5. Aufgabenabbau oder -Verlagerung mit dem Ziel der Verwaltungs- 
Vereinfachung. 

6. Methoden der Verbesserung der verwaltungsmäßigen Auswirkung 
von Gesetzen. 

7. Entlastung der Verwaltungs- und der Sozialgerichtsbarkeir. 

8. Möglichkeiten der Vereinfachung durch Angleichung der Ver- 
waltungsvorschriften und der Verwaltungsorganisation im Bundes- 
gebiet und der Verwertung der in den Landern und bei anderen 
Stellen erörterten Verwaltungsvereinfachungsvorschlägc (z. B. 
Verfahrensgesetz). 

9. Vereinfachungsmöglichkeiten durch Neuregelung des Verhältnisses 
von sachlicher Zuständigkeit und Kostentragung. 

10. Bereinigung von Rechtsvorschriften. 
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Anlage 2 


Übersicht 

über 

die erstatteten gutachtlichen Äußerungen des Bundes- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
nach dem Stande vom 28. Juni 1957 


Seit dem Jahre 1950 sind hauptsächlidi folgende Gutachten erstattet 
worden : 

I. Bundestag (EPL 02) 

Gutachten über die Organisation der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages, Februar 1952 

II. Bundeskanzleramt (EPl. 04) 

Gutachten über das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, Dezember 1952 

III. Auswärtiges Amt (EPl. 05) 

1. Gutachten über die Organisation der Dienststelle für Aus- 
wärtige Angelegenheiten im Bundeskanzleramt, Novem- 
ber 1955 

2. Gutachten über die Legationskasse, Dezember 1953 

3. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit des 
Auswärtigen Amtes, November 1954 

4. Gutachten über den Geographischen Dienst des Aus- 
wärtigen Amtes, November 1956 

5. Gutachten über das Konferenzsekretariat des Auswärtigen 
Amtes, Dezember 1956 

IV. Bundesministerium des Innern (EPl. 06) 

1. Gutachten über das Amt für Landeskunde, Landshut, 
Juni 1950 

2. Gutachten über das Institut für Erdmessung, Bamberg, 
August 1950 

3. Gutachten über das Amt für Kartographie und Karten- 
druck, Berlin, September 1950 

4. Stellungnahme zur Zusammenlegung des Bundesamts für 
Landeskunde, Remagen, und des Instituts für Raum- 
forschung, Bad Godesberg, Januar 1956 

5. Gutachten über die Organisation des Statistischen Bundes- 
amts, Wiesbaden, November 1950 

6. Gutachten überden Bundespaßkon trolldienst, Januar 1952 



7. Gutachten über die Bundesausgleichstelle (BASt), Köln, 
April 1953 

8. Gutachten über das Bundeskriminalamt, Wiesbaden, Ja- 
nuar 1955 

9. Gutachten über den Personalbedarf des Bundcskriminalamts 
für das Rechnungsjahr 1956, Januar 1956 

10. Gutachten über den Organisations- und Stellenplan des 
Bundesgesundheitsamts für das Rechnungsjahr 1956, Ja- 
nuar 1956 

11. Überprüfung der Fahrdienste der Bundesministerien, 
Teil I und IT, Mai 1951 

12. Gutachten über das Deutsche Rote Kreuz, September 1953 

13. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit 
der Deutschen Dienststelle für die Benachrichtigung der 
nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehern, deutschen 
Wehrmacht, Berlin (WASt), Januar 1953 

14. Beridtt und Stellungnahme zur Frage von Arbeitsüber- 
schneidungen bei der WASt und beim Bundesarchiv, 
Februar 1956 

% 

V. Bundesministerium der Justiz (EPl. 07) 

1 . Drei Gutachten über das Deutsche Patentamt München, 
März 1952, Februar 1954, Januar 1955 

2. Gutachten über den Personalbedarf der Patentabteilungen 
des Deutschen Patentamts, München, September 1953 

VI. Bundesministerium der Finanzen (EPl. 08) 

1. Gutachten über die Organisation des Bundesministeriums 
der Finanzen, Januar 1951 

2. Gutachten über den Inneren Dienst beim Bundesministerium 
der Finanzen, Mai 1951 

3. Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung des Amts 
für Wertpapierbereinigung, Bad Homburg, Juli 1950 

4. Zwei Gutachten über die Organisation des Hauptamts 
für Soforthilfe, Juli 1950, September 1951 

5. Vorschlag für die Richtlinien zur Prüfung der grund- 
schuldverwaltenden Institute, Dezember 1951 

6. Gutachten zu Einzclfragcn eines Entwurfs des LAG, De- 
zember 1951 

7. Gutachten über Ersatzansprüche der Fürsorgeverbände 
gegenüber dem Soforthilfe-Fonds, Januar 1953 

8. Gutachten über die Angemessenheit der Gebühren für die 
mit der Verwaltung der HGA beauftragten Stellen, No- 
vember 1955 

9. Gutachten zur Frage des weiteren Ausbaues der zentralen 
Besoldungskasse (Bcsoldungsstelle) der Bundeshauptkasse 
in Bonn, Januar 1956 und Dezember 1956 
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VII. Bundesministerium für Wirtschaft (EPl 09) 

1. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Wirtschaft, März 1953 

2. Kurzbericht über die Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Wirtschaft, September 1956 

3. Gutachten über die haushaltsrechtliche Behandlung des 
ERP-GARIOA-Vermögens, August 1950 

4. Gutachten über die Bundesstellc für Außcnhandclsinfor- 
mation, Juni 1956 

5. Gutachten über die Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft, Marz 1953 

6. Gutachten über das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, 
Juni 1956 

7. Gutachten über die PhysikalisdvTechnische Bundesanstalt, 
Braunschweig, August 1955 

8. Gutachten über die von der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt, Braunsdiweig, für das Rechnungsjahr 1957 
beantragten Personalvermehrungen und Neubauten, Ja- 
nuar 1957 

9. Gutachten über die Bundesanstalt für mechanische und 
chemische Materialprüfung (BAM), Berlin-Dahlem, Ja- 
nuar 1956 

10. Gutachten über die Bundesanstalt für mechanische und 
chemische Materialprüfung (BAM), Berlin-Dahlem, Ja- 
nuar 1957 

VIII. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (EPl. 1 0) 

1. Gutachten zur Durchführung der Erschließung des Ems- 
landes, Februar 1952 

2. Mitteilungen über die örtlichen Erhebungen über die Be- 
vorratung von Butter durch die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Fette, Hamburg, Februar 1952 

3. Gutachtliche Stellungnahme zum Stellenplan der Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Getreide- und Futtermittel, Frankfurt 
(Main), für das Rechnungsjahr 1951, April 1952 

4. Stellungnahme zu der Überwadiung der Gebührenerhebung 
durch die Einfuhr- und Vorrarsstellen, Mai 1952 

5* Gutachten über die Außcnhandelsstelle für Erzeugnisse der 
Ernährung und Landwirtschaft, September 1953 

6. Gutachten über die Einlagerungen der Einfuhr- und Vor- 
ratss^ellen (EVSt), April 1954 

7. Mitteilungen über die Erhebungen bei dem Werkstätten- 
betricb der Forschungsanstalt für Landwirtschaft in Braun- 
schweig- Völkenrode, Juli 1954 

8. Mitteilungen über die Kosten der Vorratshaltung bei der 
Einfuhr- und Vorratsstellc für Fette, September 1954 
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9. Gutachten über die Verwaltungskosten der Einfuhrstelle 
für Zucker, Januar 1955 

10. Gutachten über die Vcrwaltungskosten der Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette, März 1955 

11. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, März 1957 

IX. Bundesministerium für Arbeit (EPl. 11) 

1. Gutachten über die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte, Berlin-Wilmersdorf, Oktober 1955 

2. Gutachten über die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, Nürnberg, Januar 1956 

X, Bundesministerium für Verkehr (EPl. 12) 

1. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Verkehr, April 1950 

2. Ergänzungsgutadtten über die Organisation und Wirtschaft- 
lichkeit des Bundesministeriums für Verkehr, August 1950 

3. Gutachten über die Organisation der Bundesanstalt für 
Wasser-, Erd- und Grundbau, Karlsruhe, und über die 
Bundesanstalt für Material- und Bodenprüfung im Straßen- 
bau, Oelde, August 1950 

4. Gutachten über die Organisation und Wirtsdiaftlichkcit 
der Wasser- und Schiffahrts Verwaltung, August 1952 

5. Gutachten zur Personalanforderung des ßundesministers 
für Verkehr für die Wasserstraßenverwaltung, August 1955 

6. Gutachten über die Organisation und Wirtsdtaftlichkeit 
der Wasser- und Schiffahrtsdirektion in Freiburg (Breisgau). 
Februar 1956 

7. (Gutachten über die Bundesanstalt für Güterfernverkehr, 
Mai 1956 

K. Gutaditen über die Bundesanstalt für Flugsicherung 
Frankfurt (Main), Dezember 1953 

9. Feststellung des Personalbedarfs der Bundesanstalt für 
Flugsicherung im Rechnungsjahr 1955, September 1954 

10. Prüfung des Personalbedarfs der Bundesanstalt für Flug- 
sicherung, Frankfurt (Main), Januar 1957 

11. Gutachten über den Deutschen Wetterdienst, Frankfurt 
(Main), März 1955 

1 2. Gutachten über die Sammelstclle für Nadirichten über 
Kraftfahrzeuge und Typenprüfstelle für Kraftfahrzeuge, 
Dezember 1950 

13. Gutachten zu dem Personalbedarf des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes, Flensburg-Mürwik, November 1952 

14. Gutachten über das Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg-Mür- 
wik, Februar 1954 
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15. Gutachten über die Notwendigkeit der Wederherstellung 
der Ertrags- und Finanzlage der Deutschen Bundesbahn, 
März 1954 ^ 

16. Stellungnahme zu den Kosten für das Bereisungsschiff 
„Mainz”, Oktober 1955 

XI. Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 
(EPl. 13) 

1. Gutaditen über die Bundesdruckerei, März 1954 

2. Gutachten über die Organisation der Deutschen Bundespost 

Erster Teil: Ämter und Oberpostdirektionen, Dezem- 
ber 1956 

Zweiter Teil; Zentrale Behörden 

Teilband 1 : Das Fernmeldetechnische Zcntralamt, 
April 1957 

Teilband 4: Das Bundesministcrium für das Post- 
und Fernmeldewesen, Dezember 1956 

3. Gutachten über das Personalbemessungsverfahren bei den 
Ämtern der Deutsiien Bundespost, Dezember 1956 

XII. Bundesministerium für Verteidigung (EPl. 14) 

1. Organisationsprüfung des Amts für Besitzungslasten, 
Hamburg, Dezember 1 954 

2. Erläuterung des Vorschlags zum Wirtschaftsplan des Per- 
sonalgutachterausschusses, Februar 1956 

XIII. Bundesministerium für Wohnungsbau (EPl. 25) 

1. Gutaditen über die Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Wohnungsbau, August 1955 

XIV. Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte (EPl. 26) 

1. Gutachten über die Wirtschaftsführung der Suchdienst- 
stellen München und Hamburg des Deutschen Roten 
Kreuzes, April 1952 

2. Gutachten über das Deutsche Rote Kreuz und die Such- 
diensteinrichtungen, Mai 1955 

3. Bericht auf Grund örtlicher Erhebungen bei den Geschäfts- 
stellen der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege über Rückführung von Deutschen 
aus dem polnisch verwalteten deutschen Gebiet und Polen, 
der UdSSR, der CSR, Jugoslawien, Ungarn und dem gesam- 
ten übrigen Ausland, August 1955 

4. Bericht über das Notaufnahmeverfahren nach dem Notauf- 
nahmegesetz vom 22. August 1950 auf Grund örtlicher 
Erhebungen in den Notaufnahmelagern Gießen, Uelzen und 
Berlin (West), Dezember 1955 
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5. Gutachten über die Durchführung der Arbeiten für die 
Gesamterhebung der deutschen Bevölkerunjisverluste in den 
Vertreibungsgebieten, September 1956 

XV. Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (EPl. 27) 

1. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit des 
Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen, April 1952 

2. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit des 
Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen, 

Dezember 1955 

XVI. Länder - Gemeinden - Sonstiges 

1. Gutachten über die Organisation der Landesregierung und 
Landes Verwaltung Schleswig-Holstein, Dezember 1950 

2. Gutachten über die Haushalts- und Kassenlage des Landes 
Niedersachsen, Mai 1952 

3. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit der 
Städtischen Bühnen in Freiburg (Breisgau), August 1950 

4. Gutachten über die Organisation und Wirtschaftlichkeit der 
Städtischen Bühnen in Frankfurt (Main), Oktober 1954 

5. Gutachten über das Rationalisierungs-Kuratorium der Deut- 
schen Wirtschaft (RKW), Dezember 1952 

6. Gutachten über die Haushalts- und Kassenlage Berlins, 
Mai 1950 und Juli 1950 

7. Gutachten über die Prüfung der Verwendung der an die 
Stadt Berlin gegebenen Kredite aus Mitteln des Deferred 
Imports Account und aus Mittelri des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets, August 1950 

8. Gutachten über die Finanz- und Wirtschaftslage der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin, September 1950 

9. Gutachten über die Lohnausgleichskasse Berlin, September 
1950 

10. Finanzwirtschaftliche Untersuchung des Landeshaushalts Ber- 
lin für das Rechnungsjahr 1954, Juni 1954 

11. Organisationsprüfung der Besatzungslastcn-Vcrwaltung des 
Landes Berlin, August 1954 

12. Finanz Wirtschaft liehe Untersuchung des Landeshaushalts 
Berlin für das Rechnungsjahr 1955, März 1955 

13. Untersuchung zur Verwaltungsvcreinfachung im Landkreis 
Göppingen, Dezember 1956 
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